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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Oktober 1954 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zum Protokoll vom 
22, November 1952 über den Handel zwisdien 
der Bundesrepublik Deutschland und Ceylon 
betreffende allgemeine Fragen sowie zu dem 
Ergänzungsprotokoll vom 29. Januar 1954 zu 
diesem Protokoll 

nebst Begründung. Ferner ist der Text des Protokolls und des Er- 
gänzungsprotokolls in deutscher und englischer Sprache beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizu führen. 

Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß 

Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Vorlage 

keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
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Entwurf eines Gesetzes 

zum Protokoll vom 22. November 1952 über den Handel 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ceylon betreffende 
allgemeine Fragen sowie zu dem Ergänzungsprotokoll 
vom 29. Januar 1954 zu diesem Protokoll 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be^ 
schlossen: 


Artikel I 

Dem in Colombo am 22, November 1952 
Unterzeichneten Protokoll über den Handel 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Ceylon betreffende allgemeine Fragen so- 
wie dem in Bonn/London am 29. Januar 1954 
Unterzeichneten Ergänzungsprotokoll über 
eine Änderung des Protokolls wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Protokoll und das Ergänzungspro- 
tokoll werden nachstehend mit Gesetzeskraft 
veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll gemäß 
seinem Artikel 7 und das Ergänzungsprotokoll 
gemäß seinem Artikel 2 in Kraft treten, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. 

Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Protokoll über den Handel 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ceylon 
betreffende allgemeine Fragen 

Protocol 

on general questions regarding commerce 
between Ceylon and the Federal Republic of Germany 


Geleitet von dem Wunsche, im Interesse der Festigung 
der Handelsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Ceylon gewisse allgemeine, den Handel 
zwischen den beiden Ländern betreffende Fragen zu 
regeln, bis ein formeller Handels^ und Schiffahrtsvertrag 
abgeschlossen werden wird, sind eine die Regierung der 
Bundesrepublik Dputsrhland vertretende Delegation und 
eine die Regierung von Ceylon vertretende Delegation 
in der Zeit vom 8. bis 22. November 1952 in Colombo zu- 
sammengekommen und haben folgende Vereinbarungen 
getroffen: 

Artikel l 

Jede der beiden Regierungen wird den Staatsange- 
hörigen des anderen Landes, die sich im Handel oder im 
Geschäftsleben betätigen wollen, bezüglich der Einreise, 
des Aufenthaltes und der Arbeitsgenehmigungen im Rah- 
men der in jedem der beiden Länder geltenden diesbezüg- 
lichen Einwanderungsgesetze das Meistbegünstigungsrecht 
einräuincn. 

Artikel 2 

Die beiden Regierungen stimmen darin überein, daß 
die einer der beiden vertragschließenden Parteien ge- 
hörenden Schiffe in den für den Handelsverkehr offen- 
stehenden Häfen der anderen vertragschließenden Partei 
in Bezug auf Gebühren, Steuern, Bunkern oder sonstige 
Dienstleistungen oder Einrichtungen dieselbe Behandlung 
genießen sollen, wie sic den Schiffen eines dritten Landes 
gewährt wird, jedoch mit der Ausnahme, daß Zugeständ- 
nisse, die den im Küstendienst eines der beiden Länder 
eingesetzten Schiffen gewährt werden, den Schiffen der 
ancieren Partei nicht zuteil werden sollen. Es besteht Ein- 
verständnis, daß diese? Zugeständnisse nur Handelsschiffen 
gemacht werden können. 

Artikel 3 

Jede der beiden vertragschließenden Parteien gestattet 
den Staatsangehörigen der anderen Partei den Erwerb von 
Patenten, Urheberrechten, neuen Mustern und Waren- 
zeichen innerhalb ihres Gebietes, gewährleistet den 
Schutz solcher Patente, Urheberrechte, neuer Muster und 
Warenzeichen und nimmt Zahlungen von Erneuerungs- 
gebühren hierfür entgegen. 

Artikel 4 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt 
sich damit einverstanden, daß alle ceylonesischen Staats- 
angehörigen, Gesellschaften oder Firmen, die vor dem 
1, Oktober 1949 in vorschriftsmäßiger Weise die erste 
Anmeldung eines Patentes oder die Eintragung eines Ge- 
brauchsmusters in Ceylon nicht früher als 12 Monate vor 
Beginn des Kriegszustandes zwischen Deutschland und 
Ceylon oder die Eintragung eines gewerblichen Musters, 
Modells oder eines Warenzeichens nicht früher als sechs 
Monate vor dem Datum des Beginns des Kriegszustandes 
vorgenommen haben, bis zum 1. Dezember 1953, unge- 
achtet des Artikels 6 des Gesetzes Nr. 8 der Alliierten 
Hohen Kommission vom 20. Oktober 1949, bei dem Patent- 
amt die entsprechenden Rechte in Deutschland anmclden 
können und Anspruch auf die aus einer solchen ersten 
Anmeldung herrührenden Prioritätsrechte haben. 

Artikel 5 

Die Regierung von Ceylon erklärt sich damit einver- 
standen, daß alle deutschen Staatsangehörigen, Gesell- 
schaften oder Firmen, die vor dem 1. Oktober 1949 in vor- 


Moved by the desire to settle, in the interest of the 
consolidation of commercial relations between Ceylon 
and the Federal Republic of Germany, certain general 
questions regarding commerce between the two countries 
until such time when a formal treaty of commerce and 
navigation shall be concluded, a delegation representing 
the Government of Ceylon and a delegation representing 
the Government of the Federal Republic of Germany have 
met in Colombo between the 8th and the 22nd November, 
1952, and have agreed as follows: 

Article 1 

Either Government will grant most favoured nation 
treatment to the nationals of the other country who wish 
to engage in trade or Business with regard to entry, res- 
idence and labour permits, subject to the relevant im- 
iniyiciliun laws in force in eadi country. 


Article 2 

Büth Governments agree that ships belonging to each 
of the two contracting parties shall enjoy in the ports of 
the other contracting party open to commercial traffic in 
respect of charges, duties, bunkering and other Services 
or facilities, the same treatment as is accorded to ships 
of any third country, except that any concessions inacle 
to ships engaged in the Coastal trade of either party shall 
not be available to the ships of the other party. It is 
understood, of course, that these concessions can be 
accorded only to merchant shipping. 


Article 3 

Eadi of the two contracting parties shall permit the 
nationals of the other party to acgiiire patent rights and 
Copyrights and to register new designs and trade marks 
within its respective territory, safeguard the protection 
of such patent rights. Copyrights, new designs and trade 
marks and accept payment of renewal fees therefore. 


A r t icle 4 

The Government of the Federal Republic of Germany 
agrees that where any Ceylon National or Company or 
Firm, who prior to Ist October 1949 shall have duly made 
the first application in Ceylon for a patent or for the 
rcaistration of a utility model not earlier than 12 months 
before the commencement of the state of war between 
Germany and Ceylon or for the registration of an 
industrial design or model or trade mark not earlier than 
6 months before the date of commencement of such state 
of war, may apply, prior lo Ist December, 1953, to the 
Patent Office for corresponding rights in Germany and 
shall be entitled to rights of priority based on such first 
application, notwithstanding Article 6 of the Allied High 
Commission Law No. 8 of October 20, 1949. 


Article 5 

The Government of Ceylon agrees that where any German 
National, Company or Firm, who prior to Ist October 
1949 shall have duly made the first application in Germany 
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schriftsmäI5iger Weise die erste Anmeldung eines Patentes 
oder die Eintragung eines Gebrauchsmusters in Deutsch- 
land nicht früher als 12 Monate vor Beginn des Kriegs- 
zustandes zwischen Ceylon und Deutschland oder die Ein- 
tragung eines gewerblichen Musters, Modells oder eines 
Warenzeichens nicht früher als sechs Monate vor dem 
Datum des Beginns des Kriegszustandes vorgenommen 
haben, bis zum 1. Dezember 1953 bei der Regierung von 
Ceylon die entsprechenden Rechte in Ceylon anmelden 
können und Anspruch auf die aus einer solchen eisten 
Anmeldung herrührenden Prioritätsrechte haben. 

Artikel 6 

Die vertragschließenden Parteien stimmen darin über- 
ein, daß die Bestimmungen dieses Abkommens auch auf 
den britischen, französischen und US-amerikanischen Sek- 
tor von Berlin Anwendung finden sollen. 

Artikel 7 

Der deutsche und der englische Text dieses Protokolls 
sind in gleicher Weise maßgebend. 

Dieses Protokoll tritt am Tage des Austausches der 
Instrumente der Ratifikation oder der Annahme an einem 
zwischen den beiden Regierungen zu vereinbarenden Ort 
in Kraft und kann von jeder der beiden Regierungen mit 
einer Frist von sechs Monaten, nicht früher als ein Jahr 
nach seinem Inkrafttreten gekündigt werden. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung in Colombo 
am 22. November 1952. 

Für die 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

A. II. van Scherpenberg 
Für die 

Regierung von Ceylon 
gezeichnet: 

K. P. G. Perera 


for a patent or for the registration of a Utility model not 
earlier than 12 months before the commencement of the 
state of war between Ceylon and Germany or for the 
registration of an industrial design or model or trade 
mark not earlier than 6 months before the date of com- 
mencement of such state of war, may apply, prior to 
Ist December, 1953, to the Government of Ceylon for 
corresponding rights in Ceylon and shall be entitled to 
rights of priority based on such first application. 


Article 6 

The contracting parties aqree that the provisions of this 
Agreement shall be applied to the British, Frendi and 
United States sectors of Berlin. 


Article 7 

The English and German texts of this Protocol shall 
be equally authentic. 

This Protocol shall enter into force on the date of the 
exchange of the Instruments of ratification or acceptance 
at any place to be agreed upon by the two Governments 
and can be terminated by either Government on 6 months 
notice, beginning after a period of one year after its 
Corning into force. 

DONE in duplicate at Colombo on the 22nd day of 
November, 1952. 

For the 

Government of Ceylon 
signed: 

K. P. G. Perera 
For the 

Government of the Federal Republic of Germany 
signed* 

A. H. van Scherpenberg 
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Ergänzungsprotokoll 

über eine Änderung des Protokolls vom 22. November 1952 
über den Handel zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ceylon 
betreffende allgemeine Fragen 

Additional Protocol concerning an amendment 
to the Protocol on general questions regarding commerce 
between Ceylon and the Federal Republic of Germany of November 22nd, 1952 


Artikel 1 

Die in Artikel 4 und 5 des Protokolls über den Handel 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ceylon 
betreffende allgemeine Fragen vom 22. November 1952 
vereinbarte Frist zur Wiederarimelduiiq von Patenten oder 
zur Wiedereintragung von Gebrauchsmustern, gewerb- 
lichen Mustern, Modellen und Warenzeichen zum 1. De- 
zember 1953 wird bis zum 1. Dezember 1954 verlängert. 

Artikel 2 

Dieses Protokoll soll als Bestandteil des Protokolls über 
den Handel zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Ceylon betreffende allgemeine Fragen vom 22. Novem- 
ber 1952 gelten. Es soll am Tage des Austausches der Rati- 
fikationsurkunden oder der Annahme in Kraft treten 
jedodi mit der Maßgabe, daß das Inkrafttreten von der 
Inkraftsetzung des erwähnten Protokolls vom 22. Novem- 
ber 1952 abhängen soll. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung in Bonn 'London 
in deutscher und englisdier Sprache am 29. Januar 1954. 

Für die 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

A. H. van Scherpenberg 
Für die 

Regierung von Ceylon 
gezeichnet: 

T. D. Perera 


A rticl e 1 

The date of re-application of Ist December, 1953, for 
Patents or of re-registration of utility models, industrial 
designs, models, and trade marks agreed upon in Ar- 
ticies 4 and 5 ot the Protocol on general questions regard- 
ing commerce between Ceylon and the Federal Republic 
of Germany, of 22nd November, 1952, shall be extended 
until Ist December, 1954. 


Article 2 

This Protocol is to be considered as part of the Protocol 
on general questions regarding commerce hetween Ceylon 
and the Federal Republic of Germany, of 22nd November. 
1952. It shall enter into force at the date of the exchange 
of the Instruments of ratification or acceptance providöd 
that its Corning into force shall be conlingent on the 
Coming into force ot the said Protocol of 22nd November, 
1952. 


DONE in duplirate in English and German in Bonn 
London on the 29th Jaiiuary, 1954. 

For the 

Government of Ceylon 
signed: 

T. D. Perera 
For the 

Government of the Federal Republic of Germany 
signed- 

A. H van Scherpenberg 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Im November 1952 fanden in Colombo zwischen Bevoll- 
mächtigten der RcgierLing der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung von Ceylon Verhandlungen über 
Außenhandelsfragen statt, die* am 22. November 1952 zur 
ünterzeidinung eines Handelsabkommens sowie eines Pro- 
tokolls führten. 

Während das erstere lediglich den gegenseitigen Waren- 
verkehr behandelt und das deutsch-ceyionesische Handels- 
abkommen vom 23. Oktober 1950 ersetzt, werden in den 
Vereinbarungen des Protokolls Tatbestände behandelt, 
die sonst durch formelle Handels- und Schiffahrtsverträge 
geregelt werden. Zum Abschluß eines solchen Vertrages 
fand sich die Regierung in Ceylon jedoch nicht bereit. Da 
aber einige Fragen der Niederlassung, der Schiffahrt, des 
gewerblichen Rechtsschutzes sowie des Urheberrechts- 
schutzes einer vordringlichen Regelung bedürfen, wurde 
für die Vereinbarung die Form des Protokolls gewühlt, 
das zugleich die Vorläufigkeit des getroffenen Abkommens 
zum Ausdruck bringt. 

Dieses Protokoll ist durch ein in Bonn/London am 
29. Januar 1954 unterzeichnetes Protokoll insoweit er- 
gänzt worden, als die in den Artikeln 4 und 5 des Proto- 
kolls vereinbarte Frist verlängert wurde. Das Ergänzungs- 
protokoll bildet einen Bestandteil des Protokolls. 

Der im Protokoll getroffenen Regelung lag auf deutscher 
Seite der Wunsch zugrunde, die Rechtsstellung der deut- 
schen Kaufleute und Reedereien in Ceylon jedenfalls vor- 
läufig insoweit zu sichern, als dies im damaligen Zeitpunkt 
möglich war. Die Vereinbarungen sind durch die zwischen- 
zeitliche Entwicklung zum Teil überholt. Sie können aber 
als Ausgangspunkt für weilere Verhandlungen mit Ceylon 
angesehen werden, die alsbald nach Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Angriff genommen werden sollen 
und den Abschluß eines umfassenden Handels- und 
Schiffahrtsvertrages zum Gegenstand haben. 

II. Einzelbegründung 
zum Protokoll vom 22. November 1952 

Artikel 1 enthält eine Meistbegünstigungsklausel für 
diejenigen Staatsangehörigen des einen vertragschließen- 
den Teiles, die sich in das Gebiet des anderen vertrag- 
schließenden Teiles begeben wollen, um sich dort im 


Handel oder Geschäftsleben zu betätigen. Die Rechte aus 
der Meistbegünstigung können jedoch nur in Anspruch 
genommen werden, wenn die Staatsangehörigen des einen 
vertagschließenden Teiles die Voraussetzungen der für 
die Einreise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme in 
dem Gebiet des anderen vertragschließenden Teiles gel- 
tenden Vorschriften erfüllen. 

Artikel 2 des Protokolls sichert den Handelsschiffen 
in den Häfen beider Länder — mit Ausnahme des Küsten- 
dienstes — die Meistbegünstigung hinsichtlich der Gebüh- 
ren, der Steuern, des Bunkerns oder der sonstigen Dienst- 
leistungen und Einrichtungen zu. 

Durch Artikel 3 werden für die Angehörigen der 
beiden vertragschließenden Teile der Erwerb und der 
Schutz von Patenten, Urheberrechten usw. gegenseitig auf 
der Grundlage der Inländerbehandlung si^ergestellt. 

In Artikel 4 und 5 werden für beide Vertragsteile 
die in Artikel 4 der „Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums" für Anmeldungen 
von Patenten, Gebrauchsmustern, gewerblichen Mustern 
oder Modellen oder Warenzeichen vorgesehenen Priori- 
tätsfristen nach Antragstellung bis zum 1. Dezember 1953 
verlängert, sofern die Anmeldungen vor dem 1. Oktober 
1949, jedoch nicht früher als 12 Monate vor Kriegsbeginn 
für Patente und Gebrauchsmuster und nicht früher als 
G Monate vor Kriegsbeginn für gewerbliche Muster, Mo- 
delle und Warenzeichen hinterlegt worden sind. 

Durch das Ergänzungsprotokoll wird die Antragsfrist 
vom 1. Dezember 1953 bis zum 1. Dezember 1954 ausge- 
dehnt. 

Nach Artikel 6 erstrecken sich die Vereinbarungen 
des Protokolls auch auf den britischen, französischen und 
amerikanischen Sektor von Berlin, 

III. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Da sidi das Protokoll auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht, bedarf es gemäß Art. 59 Abs. 2GG 
der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften in 
der Form eines Bundesgeseizes. Der Tag, an dem das 
Protokoll in Kraft tritt, richtet sich nach den Bestimmungen 
seines Artikels 7. Das Inkrafttreten des Ergänzungsproto- 
kolls ist an den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Proto- 
kolls gebunden (vgl. Art. 2 des Ergänzungsprotokolls). 


Bundesdruckerri, Bonn 5473 10.54 



